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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Strauß, Leicht, Dr. Althammer 
und Genossen 


betr. Haushaltsplan 1972 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Der neue Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen hat 
erklärt, daß es hei den von der Bundesregierung beschlos- 
senen Kürzungen des Bundeshaushalts 1972 von 2,5 Milliar- 
den DM gegenüber dem Haushaltsentwurf verbleibe. Sein 
Amtsvorgänger hat im Haushaltsausschuß nur konkrete 
Kürzungsvorschläge von 1,3 Milliarden DM vorgelegt. Die 
fehlenden 1,2 Milliarden DM sind bisher nicht aufgeschlüs- 
selt. Nach den Ankündigungen des früheren Bundesmini- 
sters für Wirtschaft und Finanzen sollte das Kabinett dar- 
über im August eine Entscheidung treffen. 

Bis wann werden die zusätzlichen konkreten Kürzungsvor- 
schläge über 1,2 Milliarden DM von der Bundesregierung 
dem Haushaltsausschuß vorgelegt? 

2. Selbst bei einer Kürzung von 2,5 Milliarden DM werden 
von der Bundesregierung als unvermeidbar bezeichnete 
Mehrausgaben gegenüber dem bisherigen Haushaltsent- 
wurf von rund 1,3 Milliarden DM erwartet (Verteidigung 
500 Millionen DM, Ausbildungsförderung 400 Millionen 
DM, sonstige Ausgaben 400 Millionen DM). Darüber hin- 
aus sind in der Kabinettvorlage des früheren Bundesmini- 
sters für Wirtschaft und Finanzen vom 18, Mai 1972 noch 
zusätzliche Haushaltsrisiken infolge der katastrophalen Er- 
tragslage der Deutschen Bundesbahn von 3,2 Milliarden DM 
aufgeführt. 

Nach Artikel 110 des Grundgesetzes und § 11 der Bundes- 
haushaltsordnung müssen „alle im Haushaltsjahr voraus- 
sichtlich zu leistenden Ausgaben" des Bundes in den Haus- 
haltsplan aufgenommen werden. Die Koalitionsfraktionen 
im Bundestag haben es indessen bisher abgelehnt, die mit 
Sicherheit zu erwartenden Mehrausgaben (mindestens 
1,3 Milliarden DM) in den Haushaltsplan 1972 einzustellen. 
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2.1. Ist es nach Meinung der Bundesregierung verfassungs- und 
haushaltsrechtlich zulässig, die zu erwartenden Mehraus- 
gaben gegenüber dem bisherigen Haushaltsentwurf 1972 
nicht in den Haushaltsplan einzustellen? 

2.2. Hält die Bundesregierung es für zutreffend, noch von einer 
Kürzung des Bundeshaushalts 1972 zu sprechen, wenn die 
konkret vorgeschlagenen Kürzungen durch unvermeidbare 
Mehrausgaben auf gezehrt werden, über 1,2 Milliarden DM 
lediglich eine Pauschalkürzung vorgesehen ist und außer- 
dem Haushaltsrisiken in Milliardenhöhe bestehen? 

2.3. Stimmt die Bundesregierung damit überein, daß selbst nach 
Verwirklichung der bisher vorgeschlagenen Ausgabenkür- 
zungen um 1,3 Milliarden DM die Gesamtausgaben des 
Bundes in 1972 (ohne Schattenhaushalte) über HO Milliar- 
den DM betragen und damit höher sein werden, als nach 
der Beschlußfassung des Haushaltsausschusses vor Beginn 
der zweiten Lesung des Bundeshaushalts vorgesehen war, 
falls die Pauschalkürzung der Bundesausgaben von 1,2 
Milliarden DM nicht verwirklicht werden kann? 

2.4. Hält die Bundesregierung es für konjunkturgerecht, wenn 
die geplanten Kürzungen der Kreditaufnahme des Bundes 
von 7,3 Milliarden DM um 1,3 Milliarden DM im wesent- 
lichen nur durch Einsatz einer inflationsbedingten Steuer- 
mehreinnahme in entsprechender Höhe finanziert würde? 

2.5. Wie hoch schätzt die Bundesregierung die Steuermehrein- 
nahmen des Bundes für 1972 gegenüber dem bisherigen 
Haushaltsentwurf 

a) insgesamt, 

b) für die einzelnen Steuerarten? 

3. Zusätzlich zu den formellen, in den Gesamtzahlen des Haus- 
halts erfaßten Bundesausgaben werden erhebliche Beträge 
in den sogenannten Schattenhaushalten durch zusätzliche 
Kreditaufnahmen und Münzgewinne nebenher finanziert 
(Tilgung der Zuschüsse an die Rentenversicherungsträger 
von 1 Milliarde DM, Darlehen Rentenversicherung an 
Knappschaft 0,2 Milliarden DM, Schuldbuchforderung Ruhr- 
kohle AG - Bundesanteil - 0,7 Milliarden DM, Öffa-Finan- 
zierung von Straßen- und Wasserstraßenbauvorhaben 
0,6 Milliarden DM, Krankenhausfinanzierung 0,7 Milliar- 
den DM, Bildungsanleihe 0,7 Milliarden DM, Olympia- 
finanzierung durch nicht betragsmäßig veranschlagte Münz- 
gewinne u. a.). 

Werden diese Kreditaufnahmen und zusätzlichen Münz- 
gewinne, was allein richtig ist, den offiziell ausgewiesenen 
Verschuldenszahlen hinzugerechnet, erhöht sich die Netto- 
neuverschuldung des Bundes (einschließlich der Geld- 
schöpfung durch Münzgewinn) im Jahre 1972 auf bis zu 
12 Milliarden DM oder mehr. Länder und Gemeinden zu- 
sammen haben eine Nettokreditaufnahme für 1972 in fast 
gleicher Höhe veranschlagt. Damit ergibt sich für die 
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öffentliche Hand insgesamt für 1972 eine Nettokreditauf- 
nahme von 22 bis 24 Milliarden DM. 

3.1. Hält die Bundesregierung die ursprünglich auch von ihr 
geteilte Auffassung der Bundesbank, daß für 1972 eine 
Netto Verschuldung der Haushalte von Bund, Ländern und 
Gemeinden in Höhe von höchstens gut 12 Milliarden DM 
noch konjunkturgerecht und inflationsneutral sei, für nicht 
mehr zutreffend? 

3.2 Wenn ja, in welcher Höhe können sich die öffentlichen 
Hände nach Auffassung der Bundesregierung in 1972 ver- 
schulden, ohne daß dadurch die Inflation weiter gefördert 
wird? 


Bonn, den 3. August 1972 
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